
Mitgliedschaft
§6 (§§ 58, 59 HwO)

(1) Mitglied bei der Handwerksinnung kann jeder Inhaber eines Betriebes eines Handwerks 
     (zulassungspflichtiges oder zulassungsfreies Handwerk) werden, für welches eine 
     Ausbildungsordnung erlassen worden ist, wer das Gewerbe ausübt, für welches die 
     Handwerksinnung gebildet ist, und den gesetzlichen und satzungsmäßigen Vorschriften 
     entspricht. 
(2) Inhaber eines Betriebes ist jede in die Handwerksrolle und/oder in das Verzeichnis der 
      zulassungsfreien Handwerke eingetragene natürliche oder juristische Person oder 
      Personengesellschaft, also nicht etwa der einzelne Gesellschafter. Eine juristische Person       
      übt die Mitgliedschaft in der Innung über den/die gesetzlichen Vertreter/in und eine 
      Personengesellschaft über den/die von ihr bestimmte/n Gesellschafter/in aus. 
(3) Dem Inhaber eines Betriebes eines Handwerks, das den gesetzlichen und satzungsmäßigen 
     Vorschriften entspricht, darf der Eintritt in die Innung nicht versagt werden, es sei denn, dass 
     Gründe vorhanden sind, die einen Ausschluss aus der Handwerksinnung rechtfertigen      
     würden (§11). 
 (4) Von der Erfüllung der gesetzlichen und satzungsmäßigen Bedingungen kann zugunsten 
       Einzelner nicht abgesehen werden. 

(5) Die Handwerksinnung kann Gastmitglieder aus Deutschland und aus dem Europäischen     
      Raum aufnehmen, die ein dem Gewerbe, für welches die Handwerksinnung gebildet ist,    
      fachlich oder wirtschaftlich nahestehendes Gewerbe ausüben. Es sind die §§ 7 Abs. 1, 2 und     
      4; 8 - 12; 13 Abs. 2 und 14 der Satzung entsprechend anzuwenden. 

§7

(1) Der Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft (Aufnahmeantrag) ist bei der Handwerksinnung 
     schriftlich zu stellen; über ihn entscheidet der Vorstand spätestens in der nächsten 
     Vorstandssitzung. Über den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages 
     entscheidet die Innungsversammlung. 
(2) Für die Aufnahme kann eine Aufnahmegebühr erhoben werden. 
(3) Personen, die sich um die Förderung der Handwerksinnung oder eines der von ihr umfassten     
     Handwerke bzw. handwerksähnlichen Gewerbe besondere Verdienste erworben haben,     
     können durch Beschluss der Innungsversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden.    
     Ehrenmitglieder können an den Innungsveranstaltungen mit beratender Stimme teilnehmen. 
(4) Dem Vorstand ist je eine Satzung der Handwerksinnung auszuhändigen. 

§8

Wird nach dem Tode eines Mitgliedes der Handwerksinnung dessen Handwerksbetrieb nach § 
4HwO fortgeführt, so gehen die Rechte und Pflichten aus der Innungsmitgliedschaft auf die Person 
über, die den Betrieb fortführt. 

§9

(1) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Tage der Entscheidung über den Aufnahmeantrag. 
(2) Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt (§ 10), dem Ausschluss (§11) oder mit der    
      Löschung in der Handwerksrolle oder im Verzeichnis der zulassungsfreien Handwerke. 



§10

Der Austritt eines Mitglieds aus der Handwerksinnung kann nur zum Schluss des Rechnungsjahres 
(§ 60 Abs. 1) erfolgen und muss spätestens 6 Monate vorher dem Vorstand schriftlich angezeigt 
werden. 

§11

(1) Durch Beschluss des Vorstandes der Handwerksinnung können Mitglieder ausgeschlossen 
      werden, wenn sie 

• entweder gegen die Satzung wiederholt gröblich verstoßen oder satzungsgemäße    
Beschlüsse oder Anordnungen der Organe der Handwerksinnung trotz Abmahnung nicht befolgen, 
      2.   mit ihren Beiträgen trotz wiederholter Aufforderung länger als ein Jahr im Rückstand 
            geblieben sind. 
(2) Vor dem Beschluss ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu geben; hierfür ist eine    
      angemessene Frist einzuräumen. § 7 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

                                                                             §12 

In Fällen des § 9 Abs. 2 verlieren die Mitglieder alle Ansprüche an das Innungsvermögen und - 
vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Nebensatzungen - an die von der Handwerksinnung 
errichteten Nebenkassen und Einrichtungen. Sie bleiben zur Zahlung der Beiträge verpflichtet, die 
bis zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens fällig waren. Ihre vertraglichen und sonstigen 
Verbindlichkeiten, welche der Handwerksinnung oder deren Einrichtungen gegenüber bestehen, 
werden durch das Ausscheiden nicht berührt. 

§13

(1) Die Mitglieder der Handwerksinnung haben die gleichen Rechte und Pflichten. 
(2) Jedes Innungsmitglied ist berechtigt, die Einrichtungen und Anstalten der Handwerksinnung   
     nach Maßgabe der Satzung und der Beschlüsse der Innungsversammlung zu benutzen. 

§14

Die Mitglieder sind verpflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben der Handwerksinnung mitzuwirken 
und die Vorschriften der Satzung sowie die satzungsgemäßen Beschlüsse und Anordnungen der 
Organe der Handwerksinnung zu befolgen. 

Wahlrecht, Stimmrecht und Wählbarkeit
§15

(1) Wahl- und stimmberechtigt in der Innungsversammlung sind die der Handwerksinnung 
      angehörenden Inhaber eines Betriebes eines Handwerks. Für eine juristische Person oder     
      eine Personengesellschaft kann nur eine Stimme abgegeben werden, auch wenn mehrere 
      vertretungsberechtigte Personen vorhanden sind. 
(2) Gast-, Ehren- und Fördermitglieder haben nur beratende Stimme. 



§16

Wahl- und stimmberechtigt in der Innungsversammlung sind Personen nicht, 
 1. welche die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen 
     zu erlangen oder das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, 
     verloren haben, oder denen diese Fähigkeiten und Rechte vor Gericht rechtskräftig         
     aberkannt worden sind, während der Dauer des Verlustes oder der im Urteil bestimmten     
     Zeit, 
 2. welche unter Betreuung stehen oder durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über 
     ihr Vermögen beschränkt sind. 

§17

(1) Das Wahl- und Stimmrecht ruht für diejenigen Innungsmitglieder, welche mit    
      Innungsbeiträgen zum Zeitpunkt der Wahl länger als ein Jahr im Rückstand sind; es lebt im       
      Zeitpunkt der Entrichtung aller rückständigen Beiträge wieder auf, wenn nicht der Vorstand  
      einen Beschluss gemäß § 11 Abs. 1 Ziff. 2 gefasst hat. 
(2) Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung die Vornahme eines 
     Rechtsgeschäftes oder die Einleitung eines Rechtsstreites zwischen ihm und der 
     Handwerksinnung betrifft. 

§18

(1) Wählbar zu Mitgliedern des Vorstandes und der Ausschüsse sind die wahlberechtigten    
      Innungsmitglieder, die gesetzlichen Vertreter einer der Handwerksinnung angehörenden    
      juristischen Person oder die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer der    
      Handwerksinnung angehörenden Personengesellschaft. 
(2) Mitglieder des Vorstandes der Handwerksinnung und ihrer Ausschüsse, ihre Vertreter bei   
     der Kreishandwerkerschaft und Mitglieder des Gesellenausschusses verlieren ihr Amt, wenn 
     Umstände eintreten oder bekannt werden, welche die Wählbarkeit ausschließen. Bei 
     Meinungsverschiedenheiten entscheidet die Innungsversammlung. 

§19

(1) In einem zulassungspflichtigen Handwerk kann ein nach § 15 Abs. 1 stimmberechtigtes 
      Mitglied sein Wahl- und Stimmrecht auf den Betriebsleiter übertragen, falls dieser die     
      Pflichten übernimmt, die seinem Vollmachtgeber der Innung gegenüber obliegen. In    
     Ausnahmefällen kann das Wahl- und Stimmrecht auch auf ein qualifiziertes   
     Familienmitglied oder einen Betriebsangehörigen übertragen werden. 
(2) Die Übertragung und die Übernahme des Wahl- und Stimmrechts bedürfen der schriftlichen   
     Erklärung gegenüber der Handwerksinnung. 


